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 In eigener Sache 

 

Wir hoffen, dass Sie wieder gut und gesund in das neue Jahr gestartet sind, und wünschen Ihnen im Jahr 

2023 viel Erfolg. 

 

Bei uns laufen wieder die Seminarvorbereitungen. Herr Kollege Dr. Sebastian Schmuck wird am 

05.06.2023 beim Studieninstitut für kommunale Verwaltung Südsachsen ein Seminar zur 

Kostenerstattung bei ordnungsbehördlichen Bestattungen nach § 10 SächsBestG halten.  

 

Unser Seminar zur Kostenerstattung nach Einsätzen der Gemeindefeuerwehr ist für den April geplant. 

Die Einladungen hierzu gehen Ihnen wie gewohnt zu. 

 

Frau Kollegin Dr. Nadine Däumichen wird am 07.06.2023 beim Studieninstitut für kommunale 

Verwaltung Südsachsen über die aktuelle Rechtsprechung zum Erschließungs- und 

Straßenausbaubeitrag informieren. 

 

Herr Kollege Michael Raden hält am 13./14.03.2023 und am 15./16.05.2023 jeweils ein Seminar zu den 

Grundlagen und der bescheidtechnischen Umsetzung des Kreislaufwirtschaftsrechts am 

Bildungszentrum Reinhardtsgrimma. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre. 

 

Ihre  

 

KurzSchmuck Rechtsanwälte 
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Arbeitsrecht – Zur Erfassung der Arbeitszeit 

 

Wie wir bereits in unserer Mandanteninformation 05/2022 berichteten, hatte nach dem Europäischen 

Gerichtshof im September 2022 nun auch das Bundesarbeitsgericht in einem Beschluss festgestellt, 

dass der Arbeitgeber die Arbeitszeiten der Arbeitnehmer zu erfassen habe. Dies sei für die Durchsetzung 

des Arbeitsschutzgesetzes notwendig und ergebe sich infolge der unionsrechtskonformen Auslegung 

des § 3 Abs. 2 Nr. 1 des Arbeitsschutzgesetzes.  

 

Nach Auffassung des Verfassers sowie entsprechend des Internetauftritts des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales bedeutet dies jedenfalls, dass Arbeitszeiten vollständig erfasst werden müssen. Der 

Arbeitgeber ist verpflichtet, entsprechende Einrichtungen zur Verfügung zu stellen. Erfasst werden soll 

der Beginn, das Ende sowie die Dauer der täglichen Arbeitszeit eines jeden Arbeitnehmers. Es ist nicht 

„nötig“, dass Arbeitgeber auf ein entsprechendes Gesetz bzw. eine Gesetzesänderung „warten“. 

Dennoch plant das Bundesministerium für Arbeit und Soziales nach eigenen Angaben die Regelung der 

Rahmenbedingungen. Ein entsprechender Entwurf soll im ersten Quartal des Jahres 2023 vorliegen. 

 

Die Liste der Unwägbarkeiten ist bis dahin - und wahrscheinlich auch darüber hinaus - wesentlich länger 

und kann auch im Rahmen unserer Mandanteninformation nicht umfassend aufgearbeitet werden. 

Unklar ist beispielsweise in welcher Form die Arbeitszeiterfassung erfolgen sollte, denn derzeit besteht 

keine Formvorschrift. Unklar ist, inwieweit der Arbeitgeber die Aufzeichnung der Arbeitszeiten auf seine 

Arbeitnehmer delegieren kann, denn jedenfalls bleibt der Arbeitgeber hinsichtlich der Einhaltung der 

öffentlich-rechtlichen Vorgaben des Arbeitsschutzes verantwortlich und ihm drohen bei Verstößen 

gegebenenfalls Bußgelder. Unklar ist, wie sich die Pflicht zur Arbeitszeiterfassung auf das mobile 

Arbeiten auswirken wird - zumindest hierzu plant das Bundesministerium für Arbeit und Soziales den 

Entwurf eines „Rechtsrahmens“.  

 

Für Fragen rund um die Details der Erfassung der Arbeitszeit stehen wir Ihnen selbstverständlich gern 

zur Verfügung. 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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Bundesarbeitsgericht zur Verjährungsfrist bei Urlaubsabgeltung 

 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs aus dem Jahre 2018 und einem darauf 

beruhenden im Jahre 2019 ergangenen Urteil des Bundearbeitsgerichts verfällt der Erholungsurlaub des 

Arbeitnehmers nur dann zum 31. März des Folgejahres, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer über 

seinen konkreten Urlaubsanspruch informiert und ihn im Hinblick auf die Verfallsfristen aufgefordert 

hat, den Urlaub zu nehmen. 

 

Die auch für den Urlaubsanspruch geltende 3-jährige Verjährungsfrist beginnt allerdings erst mit dem 

Schluss des Jahres, in dem der Arbeitgeber den Arbeitnehmer über seinen Urlaubsanspruch und dessen 

drohenden Verfall pflichtgemäß (siehe oben) informiert hat (BAG, Urteil vom 20.12.2022 – 9 AZR 

266/22).  

 

Was gilt aber, wenn der Arbeitsvertrag beendet ist und sich etwaig vorhandener Urlaub in einen 

Urlaubsabgeltungsanspruch verwandelt hat? Verjährt auch dieser (Zahlungs-)Anspruch nicht, wenn der 

Arbeitgeber seinen Pflichten während des Bestands des Arbeitsverhältnisses nicht nachgekommen war, 

obwohl der Arbeitgeber von seinen Pflichten erst im Jahre 2018 –  aufgrund der neuen Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichtshofes – wissen konnte? Diese Fragen hatten auf Arbeitgeberseite eine 

gewisse Beunruhigung ausgelöst. 

 

Nunmehr hat das Bundesarbeitsgericht Klarheit geschaffen (Urteil vom 31.01.2023 – 9 AZR 456/20). 

Zwar gilt nach wie vor die 3-jährige Verjährungsfrist für den Abgeltungsanspruch, und grundsätzlich 

beginnt die Verjährung nach wie vor mit dem Ende des Jahres, in dem der Arbeitnehmer aus dem 

Arbeitsverhältnis ausscheidet. Allerdings machte das Bundesarbeitsgericht zugunsten des klagenden 

Arbeitnehmers eine Ausnahme. Von dem am 19.10.2015 aus dem Unternehmen ausgeschiedenen 

Arbeitnehmer habe nicht erwartet werden können, dass er seinen Anspruch auf Abgeltung des bis dahin 

nicht gewährten Urlaubs aus den Jahren 2010 bis 2014 gerichtlich durchzusetzt. Erst nachdem der 

Europäische Gerichtshof mit Urteil vom 6. November 2018 neue Regeln für den Verfall von Urlaub 

vorgegeben hatte, sei der Kläger gehalten gewesen, Abgeltung für die Jahre bis 2014 zu verlangen. Für 

Urlaubsansprüche aus dem Jahr 2015 billigte das Gericht dem Kläger dieses Privileg allerdings nicht zu. 

Schon auf Grundlage der früheren Rechtsprechung habe der Kläger erkennen müssen, dass das beklagte 

Unternehmen Urlaub aus diesem Jahr, in dem das Arbeitsverhältnis endete, abzugelten hatte. Hier sei 

Verjährung mit Ablauf des Jahres 2018 eingetreten.  

 

Mancher Arbeitgeber dürfte sich nach der Lektüre dieses Urteils erleichtert zurücklehnen. 

 

Rechtsanwalt Prof. Dr. Achim Kurz 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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OVG LSA: Teilrückbauverfügung im Einzelfall zulässig 

 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt hat mit Beschluss vom 24.05.2022 – 2 L 6/21.Z 

klargestellt, dass die Anordnung lediglich eines Teilrückbaus einer baulichen Anlage voraussetzt, dass 

die Teilbarkeit der Anlage bautechnisch möglich und mit der vom Bauherrn bestimmten Funktion zu 

vereinbaren ist. Dabei sei es grundsätzlich nicht Aufgabe der Behörde oder des Gerichts, sondern Sache 

des Eigentümers, eingehende Überlegungen zur Abhilfemöglichkeit des rechtswidrigen Zustandes mit 

Blick auf eine Teilbeseitigung aufzuzeigen.  

 

Zum Sachverhalt: 

In dem entschiedenen Fall hatten die Grundstückseigentümer an ihrem Wohnhaus einen 1,5m breiten 

und 11m langen Holzsteg mit einer Treppe errichtet, der das Wohnhaus mit einer Grünfläche verbindet. 

Diese baulichen Anlagen befanden sich überwiegend außerhalb der vom Bebauungsplan festgesetzten 

Baugrenzen. Die Bauaufsichtsbehörde verfügte daraufhin, den Holzsteg vollständig und die 

Treppenanlage soweit zurückzubauen, wie sie sich innerhalb der Grünfläche und damit außerhalb der 

Baugrenze befinde. Eine nur teilweise Beseitigung der Steganlage komme nicht in Betracht, weil da nur 

ein nicht nutzbarer Rest aus einzelnen Konstruktionsteilen verbleibe. Die Klage hat das 

Verwaltungsgericht Halle abgewiesen. Den hiergegen gerichteten Antrag auf Zulassung der Berufung 

hat das Oberverwaltungsgericht abgelehnt. Die Kläger argumentierten, dass nur ein Teilrückbau bis zur 

Baugrenze hätte verfügt werden dürfen. 

 

Das Oberverwaltungsgericht stellte jedoch fest, dass das Bauaufsichtsamt nicht verpflichtet, lediglich 

einen Teilrückbau bis zur Baugrenze anzuordnen. Eine solche Teilbeseitigung würde voraussetzen, dass 

die Teilbarkeit der Anlage bautechnisch möglich und mit der von den Klägern bestimmten Funktion zu 

vereinbaren ist. Jedenfalls letzteres sei nicht der Fall, da der Holzsteg die von den Klägern zugedachte 

Funktion zur Verbindung von Haus und Gartenfläche dann nicht mehr erfüllen könne. Dabei sei es 

grundsätzlich nicht Aufgabe der Behörde oder des Gerichts, sondern Sache des Betroffenen, eingehende 

Überlegungen zur Abhilfemöglichkeit des rechtswidrigen Zustands mit Blick auf eine Teilbeseitigung 

aufzuzeigen. Die Kläger hatten jedoch nicht dargelegt, in welcher Form der Holzsteg bestehen bleiben 

könnte. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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OVG LSA: Zumutbarkeit denkmalschutzrechtlicher Erhaltungsmaßnahmen 

 

In seinem Beschluss vom 01.06.2022 – 2 M 33/22 hat das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-

Anhalt über die Zumutbarkeit von denkmalschutzrechtlichen Erhaltungsmaßnahmen gegen einen 

Nachlasspfleger entschieden und damit dessen Beschwerde gegen die Vorinstanz zurückgewiesen.  

 

Zum Sachverhalt: 

Der Antragsteller war gerichtlich bestellter Nachlasspfleger für die unbekannten Erben des 

Grundstückseigentümers. Das Grundstück war mit einem Kulturdenkmal bebaut. Noch zu Lebzeiten des 

Grundstückseigentümers kam es zu einem Brand, bei dem der Dachstuhl des zweigeschossigen 

Wohngebäudes zerstört wurde. Außerdem kam es zu Durchfeuchtungen durch das Löschwasser. Die 

Denkmalschutzbehörde forderte den Nachlasspfleger sofort vollziehbar auf, Sicherungs- und 

Erhaltungsmaßnahmen durchzuführen, insbesondere das Dach zu schließen. Der Widerspruch 

hiergegen blieb erfolglos. Zwischenzeitlich konnte der Nachlasspfleger einen Käufer für das Grundstück 

finden. Die Grundstücksübertragung erfolgte allerdings noch nicht. Das Verwaltungsgericht Halle hatte 

den Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs abgelehnt. Die 

hiergegen gerichtete Beschwerde wies das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt zurück. 

 

Der Brand habe nichts daran geändert, dass es sich bei dem Gebäude um ein Kulturdenkmal handelt. 

Zwar könne das öffentliche Interesse an der Erhaltung einer denkmalwürdigen Sache entfallen, wenn 

ihre historische Substanz soweit verloren gegangen ist, dass sie ihre Funktion, Aussagen über 

geschichtliche Umstände oder Vorgänge zu dokumentieren, nicht mehr erfüllen kann. Voraussetzung 

dafür sei jedoch eine sehr weitgehende Zerstörung des Denkmals. Der Brand habe zwar zu erheblichen 

Schäden am Wohngebäude geführt, aber nicht zu dessen weitgehender Zerstörung. 

 

Die festgesetzten Erhaltungsmaßnahmen seien auch nicht unzumutbar, auch wenn der Nachlass nicht 

über genügend Mittel für einen Wiederaufbau verfüge. Unzumutbar sei eine wirtschaftliche Belastung 

dann, wenn die Kosten der Erhaltung nicht durch die Erträge oder den Gebrauchswert des 

Kulturdenkmals aufgewogen werden. Für die Frage der wirtschaftlichen Zumutbarkeit sei grundsätzlich 

ein Vergleich der Investitions- und Bewirtschaftungskosten mit den Nutzungserträgen maßgeblich. 

Dabei komme es nicht auf die subjektiven wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigentümers an. Die 

Erhaltung eines Denkmals sei unzumutbar, wenn das Denkmal auf Dauer nicht aus dessen Erträgen 

finanziert werden kann. Allein der Umstand, dass der Nachlass nicht über genügend Mittel verfügt, 

genügte deshalb nicht. Der Nachlassverwalter sei auch der richtige Adressat der Ordnungsverfügung, da 

der Eigentümerwechsel im Laufe des Widerspruchsverfahrens nicht vollzogen wurde. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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Erbrecht - Anfechtung einer Erbausschlagung; Irrtum über die Person des Nächstberufenen 

 

Das OLG Brandenburg hat mit Beschluss vom 27.7.2022 (Az.: 3 W 59/22) entschieden, dass ein Irrtum 

über die unmittelbare Rechtsfolge, welcher zur Anfechtung berechtigt, dann vorliegt, sofern der 

Anfechtende angenommen hat, dass durch die Ausschlagung eine Anwachsung des Erbteils bei den 

übrigen Erben erfolgt, also die gesetzliche Erbfolge nicht neu bewertet wird. 

 

Mit notariellen beglaubigten Erklärungen hatten beide Söhne das Erbe nach ihrer Mutter 

ausgeschlagen, um so die Alleinerbschaft ihres Vaters bzw. des Ehemannes der Erblasserin zu erreichen. 

Aufgrund der Ausschlagung beider Kinder, änderte sich die gesetzliche Erbfolge jedoch dahingehend, 

dass der Ehemann der Erblasserin nicht Alleinerbe, sondern nur neben seinen Schwiegereltern, den 

Eltern seiner Ehefrau, Erbe wurde. Nachdem dies den Söhnen durch ein Telefonat mit einer 

Mitarbeiterin des Nachlassgerichts bekannt wurde, erklärte einer der Söhne die Anfechtung seiner 

Ausschlagungserklärung. Das Nachlassgericht hat den Antrag zurückgewiesen. Die von den Söhnen 

eingelegte zulässige Beschwerde hatte auch in der Sache Erfolg. 

 

Das OLG entschied, dass die Söhne ihre Ausschlagungserklärungen wirksam angefochten haben. Ein 

Inhaltsirrtum nach § 119 BGB könne auch darin gesehen werden, dass der Erklärende über die 

Rechtsfolgen seiner Willenserklärung irrt, weil das Rechtsgeschäft nicht nur die von ihm erstrebten 

Rechtswirkungen erzeugt, sondern solche, die sich davon unterscheiden. Ein derartiger Rechtsirrtum 

berechtige jedenfalls dann zur Anfechtung, wenn das vorgenommene Rechtsgeschäft, eine wesentlich 

andere als die beabsichtigte Wirkung erzeugt. 

 

Rechtsanwältin Anja Pauli 
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OLG Oldenburg: Schmerzensgeldanspruch beim „berührungslosen Unfall“ 

 

In seinem Urteil vom 17.05.2022 – 2 U 20/22 entschied das Oberlandesgericht Oldenburg über die 

Schmerzensgeldforderung eines Fahrradfahrers, welcher aufgrund des Herannahens eines 

Rettungsfahrzeuges stürzte. 

 

Der Fahrradfahrer versuchte auf einer beengten Straße von seinem Fahrrad abzusteigen, um einen 

überholenden Rettungswagen passieren zu lassen. Der Fahrradfahrer stürzte bei dem Versuch und 

verletzte sich. Zu einer Berührung des Rettungswagens mit dem Fahrradfahrer kam es nicht.  

 

Die Einsatzkräfte erkundigten sich nach dem Zustand des Fahrradfahrers und übergaben diesem sowie 

seinen Begleitern eine Decke sowie ein Kühlmittel. Die Besatzung des Rettungswagens setzte ihre Fahrt 

zu dem ursprünglichen Rettungsziel fort und alarmierte einen zweiten Rettungswagen, welcher den 

verletzten Fahrradfahrer später ins Krankenhaus einlieferte. 

 

Der Fahrradfahrer verlangte Schmerzensgeld. Nach seiner Auffassung sei sein Unfall „beim Betrieb eines 

Kraftfahrzeugs “ im Sinne von § 7 Straßenverkehrsgesetz erfolgt. Der Beklagte wendet ein, dass es zu 

keinem Kontakt zwischen dem Fahrradfahrer und dem Rettungswagen kam und allein die 

„Anwesenheit“ des Rettungswagens nicht zu einem Schadensersatz- und insbesondere 

Schmerzensgeldanspruch des Fahrradfahrers führen könne. 

 

Das Gericht folgte der Argumentation des Fahrradfahrers. Ausreichend für einen Schadenersatz dem 

Grunde nach sei, dass sich die von einem Kraftfahrzeug ausgehenden Gefahren ausgewirkt haben. Ein 

Kontakt sei nicht erforderlich. Es reiche insoweit aus, dass der Fahrradfahrer das Herannahen des 

Rettungswagens als „gefährlich“ wahrgenommen hatte, weil insbesondere der zur Verfügung stehende 

Verkehrsraum durch das Herannahen des Fahrzeugs immer enger geworden war und er folglich 

absteigen wollte. Den Schmerzensgeldanspruch mindernd berücksichtigte das Gericht jedoch die 

Tatsache, dass das Martinshorn des Rettungswagens bereits frühzeitig eingeschaltet worden war und 

die Fahrradfahrer somit rechtzeitig vom Herannahen des Rettungswagens informiert worden waren. 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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Krankenhausrecht – Keine Krankenhausvergütung bei stationär durchgeführter Notfallbehandlung 

einer ambulant ausreichenden Behandlung 

 

Mit seinem Beschluss vom 28.09.2022 (AZ: B 1 KR 30/22 B) hat das BSG entschieden, dass bei einer nach 

den Krankheitsbefunden ambulant ausreichenden Therapie die Krankenkasse die Kosten einer dennoch 

durchgeführten stationären Krankenhausbehandlung auch dann nicht zu tragen hat, wenn der 

Versicherte aus anderen Gründen eine spezielle Unterbringung oder Betreuung benötigt, die 

gegenwärtig außerhalb des Krankenhauses nicht gewährleistet ist. 

 

Rechtsanwältin Anja Pauli 
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VG Halle: Stellplatzgrundstück ist erschließungsbeitragspflichtig 

 

Das Verwaltungsgericht Halle hat mit Urteil vom 07.11.2022 – 2 A 28/21 HAL entschieden, dass ein 18 

m² großes Grundstück, welches als Pkw-Stellplatz genutzt wird, erschließungsbeitragspflichtig ist. 

 

Unsere Kanzlei vertrat in dem Verfahren die beklagte Gemeinde. Das Verwaltungsgericht hat sich der 

von unserer Kanzlei vertretenen Auffassung angeschlossen, dass auch ein kleines Stellplatzgrundstück, 

welches nicht direkt an das Wohnhausgrundstück angrenzt, bebaubar im beitragsrechtlichen Sinn ist. 

Das Stellplatzgrundstück ist nur über das befahrbare, im Miteigentum von Anliegern - auch des Klägers - 

stehende Grundstück (privates Zuwegungssystem für mehrere Stellplatzgrundstücke) erreichbar.  

 

Nach § 133 Abs. 1 S. 1 BauGB unterliegen Grundstücke der Beitragspflicht, für die eine bauliche oder 

gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden dürfen. Nach 

ständiger Rechtsprechung unterliegt ein Grundstück nur dann nicht der Beitragspflicht, wenn lediglich 

eine gänzlich unterwertige Bebauung zulässig ist. Nicht als unterwertig anzusehen sind neben 

Wohngebäuden oder gewerblich nutzbaren Bauten in der Regel Garagen oder garagenähnliche 

Gebäude, Verkaufskioske, Transformatorenstationen. Bei dem Begriff „bebaubar“ im Sinne des § 133 

Abs. 1 S. 1 BauGB handelt es sich um einen spezifisch erschließungsbeitragsrechtlichen, nicht um einen 

streng bauplanungsrechtlich zu verstehenden Begriff. Soweit das Grundstück „beitragsrelevant" genutzt 

wird, ist es Bauland im Sinne des § 133 Abs. 1 Satz 2 BauGB; hierzu gehört auch eine Nutzung als 

Stellplatz. Stellplatzgrundstücke sind in besonderem Maße auf die Verbindung mit der der verkehrlichen 

Erschließung dienenden Anlage angewiesen und sind deshalb mit einem Erschließungsverkehr 

verbunden.  

 

Dem steht nach Überzeugung des Gerichts nicht entgegen, dass das Stellplatzgrundstück nur über das 

befahrbare, im Miteigentum von Anliegern stehende Grundstück erreichbar ist. Als privates 

Zuwegungssystem sind diese Stellplätze (nur) von der nächsten erreichbaren öffentlichen Anbaustraße 

erschlossen. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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VG Halle zur beitragsrechtlichen Vorteilslage 

 

Das Verwaltungsgericht Halle hat sich im Urteil vom 12.01.2023 – 4 A 293/21 HAL zum Entstehen der 

beitragsrechtlichen Vorteilslage i.S.d. § 13 b Satz 1 KAG LSA positioniert. Danach ist eine 

Abgabenfestsetzung unabhängig vom Entstehen einer Abgabenpflicht zum Vorteilsausgleich mit Ablauf 

des zehnten Kalenderjahres, das auf den Eintritt der Vorteilslage folgt, ausgeschlossen. Nach Auffassung 

des Verwaltungsgerichts ist hierbei grundsätzlich auf den Eintritt der faktischen Vorteilslage 

abzustellen, wobei diese auch für den potentiellen Beitragspflichtigen erkennbar sein muss. Nur hierauf, 

nicht auf das Vorliegen gültigen Satzungsrechtes oder sonstiger Umstände rechtlicher Natur, die einer 

Verwirklichung des Beitragstatbestandes entgegengestanden haben, bezieht sich § 13 b Satz 1 KAG LSA. 

 

Für das Bejahen der Vorteilslage reicht es allerdings nicht aus, dass einem Grundstück bereits mit dem 

Zeitpunkt seines Anschlusses an eine - wohin auch immer führenden - Abwasserleitung ein Vorteil 

zugewachsen ist. Erforderlich ist insoweit das Vorliegen einer beitragsrelevanten Vorteilslage. Eine 

beitragsrelevante Vorteilslage kann aber erst dann entstehen, wenn der Aufgabenträger auch den - 

konzeptionell untersetzten - Willen hat, einen Beitragstatbestand zu verwirklichen.  

 

Der Eintritt einer tatsächlichen Vorteilslage setzt danach im Recht der leitungsgebundenen 

Einrichtungen voraus, dass ein Anschluss an eine - nach dem erkennbar gewordenen Willen des 

zuständigen Aufgabenträgers - dauerhaft betriebsfertige öffentliche Einrichtung möglich ist. Die 

Erschließung durch eine lediglich für eine Übergangszeit vorgesehene Abwasserentsorgungsanlage 

genügt dagegen nicht. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Bundesverfassungsgericht: Erfolglose Verfassungsbeschwerde für die Einführung eines Tempolimits 

 

Mit seinem Beschluss vom 15.12.2022 – 1 BvR 2146/22 – lehnte die Dritte Kammer des Ersten Senats 

des Bundesverfassungsgerichts eine Verfassungsbeschwerde, welche auf eine „frühzeitige, transparente 

und gerechte“ Klimagesetzgebung gerichtet war, ab.  

 

Die Antragssteller sahen den zuständigen Gesetzgeber in der Pflicht, rechtzeitig gesetzliche Regelungen 

zur gerechten Verteilung der Lasten der Treibhausgasminderung zu schaffen. Als konkrete Maßnahme 

zielte die Verfassungsbeschwerde auf die Einführung eines Tempolimits auf Autobahnen ab.  

 

Der Kern der Argumentation der Antragssteller war laut dem veröffentlichten Beschluss, dass die derzeit 

möglichen – aber noch nicht eingeführten – Maßnahmen zwar in die Freiheitsrechte der Menschen 

eingreifen würden. Diese Eingriffe seien jedoch wesentlich geringer als die Eingriffe, welche der 

Gesetzgeber am Ende dieses Jahrzehnts treffen müsste, um die Klimaziele im Verkehrssektor 

einzuhalten.  

 

Vereinfacht und zugespitzt: Lieber ab sofort höchstens 130 Km/h auf der Autobahn fahren, als ab dem 

Jahr 2029 höchstens 80 Km/h - oder ganz auf das Auto verzichten zu müssen.  

 

Das Bundesverfassungsgericht nahm die Verfassungsbeschwerde wegen Unzulässigkeit jedoch nicht 

zur Entscheidung an, weil sie keine Aussicht auf Erfolg gehabt habe. Die Begründung der 

Verfassungsbeschwerde habe nicht den gesetzlichen Anforderungen entsprochen.  

 

Das Bundesverfassungsgericht sah insbesondere nicht hinreichend begründet, dass das derzeit fehlende 

Tempolimit eingriffsähnlich auf die Freiheitsgrundrechte der Beschwerdeführer einwirke, weil dieses zu 

einem späteren Zeitpunkt „unausweichlich“ sei. Die Beschwerdeführer hätten insbesondere nicht 

belegt, dass zum Ende des Jahrzehnts die zulässigen Emissionsmengen überschritten würden. Zudem sei 

nicht dargelegt worden, dass die einzusparenden Emissionen gerade im Verkehrssektor erbracht werden 

müssten und dass ein jetzt einzuführendes Tempolimit überhaupt die nötige Einsparung erbringen 

könnte. 
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